
hält auhh Hinweise auf sein unkritisches und unpartei- 
mäßiges Verhalten gegenüber subjektiven Mängeln, 
seine nicht immer richtige Einstellung zu den Menschen 
und ihren Problemen und die Duldung einer unkriti­
schen Atmosphäre im Betrieb. Schließlich wird erwähnt, 
daß der sozialistische Wettbewerb nur formal geführt 
wurde, die betriebliche Planung ungenügend entwickelt 
und der Betriebsplan nicht auf die Abteilungen und 
Meisterbereiche aufgeschlüsselt waren. Die Abschluß­
beurteilung kommt zum Ergebnis, daß die politische 
Befähigung sowie die Kenntnisse und Erfahrungen des 
Klägers in den letzten Jahren nicht ausreichten, um 
ein großes Kollektiv zu leiten.
Die zu dieser Einschätzung führenden Fakten sind be­
legt. Sie ergeben sich insbesondere aus dem Bericht des 
Wirtschaftsrates des Bezirks über die Lage im VEB E., 
aus dem Protokoll über die Rechenschaftslegung des 
Klägers vor dem Vorsitzenden des Wirtschaftsrates 
des Bezirks und nicht zuletzt aus dem Protokoll über 
die Beratung beim Werkdirektor, in der die Leitungs­
kader des Betriebes zur Abschlußbeurteilung des Klä­
gers Stellung nahmen.
Insgesamt ergibt sich somit, daß auf der Grundlage 
der festgestellten Tatsachen das Bezirksgericht zutref­
fend zu der Erkenntnis gelangt ist, daß die in der Ab­
schlußbeurteilung enthaltenen Aussagen ein wahrheits­
gemäßes, typisches und charakteristisches Bild über die 
Leitungstätigkeit des Klägers während der letzten 
Jahre vermitteln. Daß im übrigen diese Abschluß­
beurteilung nicht nur auf negativen Faktoren aufbaut, 
wie der Kläger meint, ergibt sich schließlich auch dar­
aus, daß ihm zutreffend bescheinigt wird, daß er in 
den Jahren von 1966 bis 1969 in seiner Funktion als 
Werkdirektor Initiative zeigte, die die Leistungsfähig­
keit des Betriebes erhöhte, daß er große Anstrengun­
gen unternahm, um die Leistungen im Bereich der 
Projektierung zu erhöhen und zu entwickeln, und auch 
persönlich daran Anteil hat, daß sich der Betrieb zu 
einem leistungsfähigen volkseigenen Betrieb im Be­
zirk entwickelt hat.
Mit diesen Hinweisen wird klargestellt, daß es sich 
bei dem Kläger um einen Leitungskader handelt, der 
sich während seiner Tätigkeit als Werkdirektor des 
Verklagten durchaus Verdienste um die Entwicklung 
des Betriebes erworben hat, der aber später mit den 
neuen, gewachsenen Anforderungen nicht Schritt zu 
halten vermochte. In diesen Aussagen liegen keines­
wegs abwertende Feststellungen bezüglich der Leistun­
gen des Klägers in der Vergangenheit und schon gar 
nicht diffamierende Bekundungen zu seiner Person. 
Vielmehr erfährt der Kläger eine Charakterisierung, 
die im Hinblick auf seinen künftigen Einsatz sowohl 
unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten als auch 
in seinem eigenen Interesse gerechtfertigt war.
Deshalb war die Entscheidung des Bezirksgerichts zu 
bestätigen und die Berufung des Klägers als unbegrün­
det zurückzuweisen (§ 51 Abs. 1 AGO).

Berichtigungen
Im Beitrag von P e i n  „Zur Tätigkeit des Verteidigers im 
sozialistischen Strafverfahren“ (NJ 1972 S. 508 fl.) ist infolge 
eines technischen Versehens der letzte Absatz des Beitrags 
(S. 511, rechte Spalte) nicht vollständig abgedruckt worden. Wir 
bitten, diesen Absatz wie folgt zu ergänzen: „Gelingt das nicht, 
dann muß die Pflicht zur Verschwiegenheit und die Pflicht, 
niemals zum Ankläger zu werden, den Vorrang behalten. Das 
ist zur Erhaltung der für jede Verteidigung notwendigen Ver­
trauensbasis zwischen Mandant und Verteidiger erforderlich.“

Im Beitrag von L i s k e r  /  R e i n h a r  d t  „Nochmals: Zu den 
Folgen gerichtlicher Entscheidungen über die Rechte an der 
Ehewohnung“ (NJ 1972 S. 617) muß der letzte Satz des zweiten 
Absatzes in der rechten Spalte wie folgt lauten: „Der Miet­
vertrag besteht in vollem Umfange zwischen dem Vermieter 
und dem Berechtigten weiter.“ D. Red.
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